
Dr. Maleuda für die Fraktion der DBD/DFD:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Unbestritten 
sind Wunsch und Notwendigkeit eines frühestmöglichen Bei
tritts der Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepu
blik Deutschland.

Beitrittstermin nach Artikel 23 und Wahltermin sind jedoch 
immer mehr eine Sache des Parteienstreits geworden. Wenn ich 
mir vergegenwärtige, wie die Situation heute vormittag im Aus
schuß Deutsche Einheit war, dann ging es in einer sachlichen 
und konstruktiven Diskussion um Fragen des Konsens. Hier 
geht es schon mehr um Wahlkampf, um Konfrontation, und ich 
glaube, für die Lösung der großen - man kann schon sagen - hi
storischen Aufgaben ist das eine wenig ersprießliche Atmosphä
re.

Der Fraktion DBD/DFD ging es am 17. Juni bei der Behand
lung und Ablehnung des Antrags der Fraktion der DSU zum so
fortigen Beitritt um klare Konditionen. Diesen unseren Stand
punkt haben wir bis heute nicht geändert. Wir können die Dis
kussion zum Thema Beitritt und Wahltermin nicht losgelöst von 
den aktuellen Problemen in unserem Lande führen.

Wer mit offenen Augen und Ohren die Entwicklung in der 
Deutschen Demokratischen Republik verfolgt, kann die dra
matische Zuspitzung der politischen, wirtschaftlichen und so
zialen Lage nicht übersehen. Für immer mehr Menschen in 
der Deutschen Demokratischen Republik verstärken sich die 
Zweifel, ob die Volkskammer und die Regierung überhaupt 
noch in der Lage und fähig sind, die wachsenden Probleme im 
Lande zu meistern. Ich bin überzeugt, der bisherige Verlauf 
auch der heutigen Tagung wird diese berechtigten Zweifel 
verstärken.

Ursache für die weitere Destabilisierung in unserem Lande 
liegt doch nicht in der tragfähigen Regierungserklärung des Mi
nisterpräsidenten, Herrn Lothar de Maiziere, die er zu Beginn 
seiner Amtszeit gegeben hat. Sie liegt doch nicht nur in der Ver
gangenheit, sie liegt doch vielmehr auch im Fehlen der Sach- 
und Fachkompetenz in wichtigen Regierungsbereichen in der 
Arbeit der zurückliegenden Wochen und Monate, in der Fehlein
schätzung der Lage und Situation, wie sie zum 1.7. sich für die 
Einführung der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion ge
stellt hat. Die Bedingungen waren eben anders, und ich stimme 
hier der Auffassung der Frau Ministerin Dr. Hildebrandt zur Si
tuation auf diesem Gebiet zu. Wichtig war vor allem der Termin, 
zu wenig geklärt die inhaltlichen Anforderungen, Schritte und 
Voraussetzungen.

Gerade unter Beachtung dieser Zusammenhänge bin ich der 
Auffassung, daß es darauf ankommen sollte, die parlamentari
sche und die Regierungsarbeit sofort und ab heute darauf zu 
konzentrieren, daß die inhaltlichen Anforderungen, die Kondi
tionen zum Beitrittstermin und zum Wahltermin kurzfristig in 
Zusammenarbeit mit Bundestag und Bundesregierung klarge
stellt werden.

Wir stellen für den schnellen Beitritt zur Bundesrepublik 
Deutschland als Forderung: Beschluß über den Wahlrechtsver
trag, Beschluß über den Einigungsvertrag, und dabei mahnen 
wir eine Reihe von Fragen an, die hier von seiten der Fraktion 
immer wieder gestellt wurden, beispielsweise zu Fragen des 
Eigentums an Grund und Boden, Sicherung der Ergebnisse der 
Bodenreform, die ja in den letzten Tagen in der Presse schon er
neut in Frage gestellt wurde, und anderes. Und wir stellen als 
Forderung Abschluß bzw. eindeutige Aussage zu den Ergebnis
sen der 2 + 4-Gespräche, denn klar muß sein, daß die äußeren 
Aspekte der deutschen Einheit vor Bildung des gesamtdeut
schen Staates geregelt sein müssen.

Meine Damen und Herren! Wir sind dafür, daß Beitritts- und 
Wahltermin möglichst eng beieinander liegen und durch ver
bindliche Konditionen auch der Wahltermin frühestmöglich 
festgelegt werden kann. Ich danke.

(Beifall bei der DBD/DFD-Fraktion und der PDS)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Die Fraktion CDU/DA verzichtet auf ihren Redebeitrag. Ich 
rufe nun die Fraktion der SPD auf, den Abgeordneten Christian 
Schultze.

Schultze für die Fraktion der SPD:

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren 
Abgeordnete! Geehrte Gäste! Ich ahne, was Herr Dr. Krause 
möchte. Ich hoffe, er wird es heute nicht bekommen.

Die SPD-Fraktion sieht besorgt die zunehmende soziale und 
wirtschaftliche Misere, in die die Bürgerinnen und Bürger, die 
Betriebe und Einrichtungen der Noch-DDR geraten. Auch die 
Sozialdemokraten wiesen auf die Gefahren hin, die eine zu 
schnelle Wirtschafts- und Währungsunion bringen konnte. Die 
Menschen in der heruntergewirtschafteten DDR glaubten in ih
rer Hoffnungslosigkeit und neuen Hoffnung an die Alleinheil
kraft der DM und wollten diese so schnell wie möglich haben. So 
haben sie gewählt. Die Sozialdemokraten haben dies akzeptiert, 
verehrte Frau Birthler, und sind mit dem Ziel einer zusätzlichen 
Durchsetzung einer Sozial- und Umweltunion in die Regie
rungsverantwortung gegangen.

Entsprechend ihrem Stimmenanteil von 22 % konnte manche 
sozialdemokratische Forderung zum Wohle der Bürgerinnen 
und Bürger, ich erinnere hier also nur an den Kampf um die Mil 
destrenten, die hier nicht gerade gelobt wurden, durchgesetzt- 
werden, manche dagegen nicht. Jetzt steuern wir einem wirt
schaftlichen Tief und sozialen Spannungen zu, die ein größeres 
Ausmaß anzunehmen drohen als wir dies alle vorher ahnen 
konnten oder wollten, wenn man den Wirtschafts- und Finanz
leuten glauben kann. Und ich denke, man kann es. Dies aber nun 
nicht allein deshalb, weil es die schnelle Währungsunion gege
ben hat, wie viele meinen, sondern auch, weil die Finanzierung 
des Umbruchs der Planwirtschaft in die Marktwirtschaft nicht, 
wie von der Bundesregierung versprochen, im großen Maßstab 
als Anschubfinanzierung organisiert wird.

(Beifall bei der SPD)

Es werden den in schwerem Umbruch und Existenzkampf be
findlichen alten und neuen Unternehmen westdeutsche Maßstä
be für die Liquiditäts- und Kreditsicherung angelegt, die allen
falls nach einigen Jahren Marktwirtschaft richtig sein können. 
Es wird gekleckert anstatt geklotzt, obwohl, meine Damen und 
Herren, das Geld in Bonn und anderswo da ist.

Anstatt nun aber darüber nachzudenken, wie dieses Geld sinn
voll und wirksam für Investitionsprogramme zur Herstellung 
einer funktionsfähigen Infrastruktur, für Wohnungsbauprc 
gramme zur Linderung der Wohnnöte in beiden Teilen Deutsch-"^ 
lands, zur Finanzierungssicherung der Länder und Gemeinden 
und nicht zuletzt der Sozial- und Bildungsanpassungsprogram
me verwendet werden kann, die bitter nötig sind - anstatt über 
diese wichtigen Lebensfragen nachzudenken, werden die Pro
bleme der Deutschen hüben wie drüben von einem hemmungs
losen Macht- und Vorwahlkampf überlagert.

Dies ist uns im März schon einmal so gegangen. Gerade dach
ten wir, dies sei mit dem Wahlvertrag ausgestanden und wir 
könnten uns endlich wieder den Sachfragen der Regierungsar
beit zuwenden, da überrascht uns die CDU Ost-West mit ihrem 
neuerlichen Vorstoß in dieser zweitrangigen Sache, und dies in 
einer Weise, die die SPD-Ost nur noch unter diszipliniertester 
Schmerzunterdrückung bei der Koalitionsvereinbarung halten 
kann, ausschließlich im Interesse der Bürgerinnen und Bürger 
dieses Landes, weil sie glaubt, deren Interessen nachhaltiger 
und mit besseren Konzepten, die die Minister entgegen dem un
erträglichen, oberflächlichen und arroganten Gerede von Herrn 
Krause ständig vorlegen.

(Beifall bei der SPD)

und die nach wie vor zuwenig Berücksichtigung finden, weil sie 
glauben, daß sie dies so besser vertreten können.
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